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Unser aktuelles Interview

In Algier tagte vom 20. bis 22. Januar 1978 das Büro der 
Internationalen Vereinigung Demokratischer Juristen 
(IVDJ). Dr. Heinrich Xoeplitz, Präsident des Obersten Ge­
richts, Schatzmeister der IVDJ und Präsident der Juristen­
vereinigung der DDR, leitete die Delegation unserer Repu­
blik. Er gewährte der NJ das nachfolgende Interview:

Welche Bedeutung hatte die Tagung des Büros in Algier 
für die internationale Wirksamkeit der IVDJ?

Tagungen des Büros, dem die Mitglieder des Sekretariats 
und die Vizepräsidenten der Internationalen Vereinigung 
Demokratischer Juristen angehören, finden in der Regel 
einmal jährlich statt. Ihre Bedeutung ergibt sich bereits 
aus der Breite des Teilnehmerkreises der Weltorganisation. 
Obwohl nicht alle Büromitglieder an der Tagung in Algier 
teilnehmen konnten, waren 19 Länder aus 4 Erdteilen ver­
treten. Dazu gehörten die europäischen sozialistischen Län­
der, wichtige kapitalistische Länder Europas, Chile, Kuba, 
USA, Vietnam, KVDR, Irak, Algerien, Senegal.

In diesem Teilnehmerkreis aktuelle und die Völker der 
Welt bewegende Fragen des internationalen Rechts zu 
beraten und dazu Stellung zu nehmen sowie gemeinsam 
zu überlegen, welche Aktionen, wissenschaftlichen Kon­
ferenzen oder Solidaritätsmissionen die IVDJ in den Jah­
ren 1978/1979 durchführen soll — das war der Inhalt der 
Beratungen in Algier —, ist für die Wirksamkeit der fort­
schrittlichen Juristen von großem Interesse. Eine Reihe 
von Stellungnahmen des Büros werden sowohl vom Exe­
kutivsekretariat in Brüssel wie von den nationalen Sek­
tionen veröffentlicht und bringen damit die Stimme der 
IVDJ als internationale gesellschaftliche Organisation zur 
Geltung. Das beschlossene Aktionsprogramm, an dessen 
Spitze die Teilnahme einer IVDJ-Delegation an der Ende 
Februar in Genf beginnenden Konferenz der nichtstaat­
lichen Organisationen mit UNO-Status über Abrüstung 
steht, wird Schritt für Schritt verwirklicht werden.

Für die internationale Ausstrahlung der IVDJ ist auch 
von großer Bedeutung, daß von der Bürotagung Fragen der 
Leitung der IVDJ gelöst wurden. An die Stelle des ver­
storbenen Präsidenten Pierre Cot trat der langjährige 
Generalsekretär und Vizepräsident Joe Nordmann, Paris, 
an die Stelle des ebenfalls verstorbenen Generalsekretärs 
Robert Dachet der Vorsitzende der BRD-Vereinigung der 
Demokratischen Juristen, Prof. Gerhard Stuby, Bremen.

Welche Hauptresultate erbrachte die Tagung?

In Ergänzung des bereits Dargelegten möchte ich — soweit 
es sich um die zukünftige Arbeit der Organisation han­
delt — erwähnen, daß eine erste Diskussion über den In­
halt des nächsten Kongresses der IVDJ stattfand, der Ende 
1979 oder Anfang 1980 durchgeführt werden soll. Für die 
Thematik des Kongresses liegen eine Reihe von Vorschlä­
gen vor, die jetzt von den nationalen Sektionen geprüft 
werden. Der Kongreß wird als offenes Diskussionsforum 
durchgeführt, an dem interessierte Juristen unabhängig 
von ihrer Zugehörigkeit zu einer Sektion der IVDJ teil­
nehmen können. Das entspricht der bisherigen Tradition. 
Innerhalb der Kongreßtage findet als geschlossene Ver­
anstaltung die Generalversammlung der IVDJ statt, auf 
der Beschlüsse zu Fragen des internationalen Rechts und 
zur langfristigen Aufgabenstellung der Organisation gefaßt 
und die leitenden Organe gewählt werden. Über den Ort 
des Kongresses wurde noch keine Festlegung getroffen.

Im Ergebnis einer lebhaften Diskussion beschloß die 
Bürotagung eine Reihe von Resolutionen, Stellungnahmen 
und Appellen zu wichtigen aktuellen Fragen. An erster 
Stelle ist ein Appell gegen die Neutronenbombe zu er­
wähnen, der vom sowjetischen Vertreter vorgeschlagen 
und einstimmig angenommen wurde.

Darin wird die Herstellung der Neutronenbombe als 
ein neues Verbrechen des Imperialismus bezeichnet, das 
auf die Ablehnung aller Völker stößt. In dem Dokument 
werden die Völkerrechtswidrigkeit dieser Massenvernich­
tungswaffe und ihre verheerenden genetischen Folgen dar­
gelegt. Nach einem Hinweis auf die ständig steigenden 
Rüstungsausgaben der NATO wird vorgeschlagen, in einer 
speziellen völkerrechtlichen Staatenkonvention die Her­
stellung, die Weitergabe und die Anwendung der Neu­
tronenbombe zu verbieten.

Das Büro gab eine Erklärung zu dem unter der Be­
zeichnung „Wilmington 10“ bekannt gewordenen USA- 
Justizverbrechen gegen Ben Chavis und die anderen 
Bürgerrechtskämpfer ab. In der Erklärung wird fest­
gestellt, daß die „Wilmington 10“ auf Grund falscher Zeu­
genaussagen verurteilt wurden und trotz dieser bekann­
ten Tatsache eine Wiederaufnahme des Verfahrens ab­
gelehnt worden ist. Das Büro bezeichnet die Entscheidung 
als einen Beweis des Rassismus und der Nichtanerkennung 
der juristischen und menschlichen Rechte und fordert ein 
neues faires Verfahren. Inzwischen hat ja der Gouverneur 
des zuständigen Bundesstaates auch eine Haftentlassung 
der „Wilmington 10“ abgelehnt.

Ein weiteres wichtiges Problem, mit dem sich das Büro 
beschäftigte, ist die jüngste Entwicklung in der BRD. Die 
dazu angenommene Resolution spricht die Besorgnis über 
die Aktivitäten der ehemaligen Nazis aus, über die Pro­
paganda des Nazismus, vor allem unter der Jugend, über 
die Rechtfertigung der Naziverbrechen und den Schutz der 
Kriegsverbrecher. Gleichzeitig wendet sich die Erklärung 
des Büros gegen das allgemeine Klima der Unterdrückung, 
das sich unter dem Vorwand der Bekämpfung des Terro­
rismus in der BRD entwickelt, die Verschlechterung der 
Gesetze, die Bedrohung der demokratischen Rechte und 
die Berufsverbote.

Auf französischen Vorschlag wurde in die Resolution 
der Hinweis aufgenommen, daß diese Tendenz zur Repres­
sion sich auch auf andere westeuropäische Staaten aus­
dehnt.

Da es nicht möglich ist, im Rahmen dieses Interviews 
die weiteren 10 Stellungnahmen des Büros ausführlich dar­
zulegen, seien sie nur stichpunktmäßig angeführt:
— gegen die ständige Verletzung der demokratischen 

Rechte in Chile;
— für den Abzug der USA-Truppen aus Südkorea und 

die Überwindung der Teilung des Landes;
— für die Einstellung der Feindseligkeiten Kampucheas 

gegen Vietnam und friedliche Verhandlungen zwischen 
beiden Staaten;

— für die Befreiung der Völker Südafrikas, Namibias und 
Simbabwes vom Joch des Kolonialismus und der Apart­
heid;

— über die imperialistischen Aktivitäten gegen die pro­
gressiven Regimes in Afrika;

— für die Selbstbestimmung und Unabhängigkeit des Vol­
kes von Westsahara;

— für einen gerechten und dauerhaften Frieden im Nahen 
Osten unter Anerkennung des Rechts des palästinen­
sischen Volkes auf Selbstbestimmung und Schaffung 
eines unabhängigen Staates;

— zugunsten der unter Militärgerichtsbarkeit gestellten 
politischen Gefangenen in Ägypten;

— für die Selbstbestimmung und das Recht auf Unabhän­
gigkeit Puerto Ricos;

— für die menschlichen und sozialen Rechte der Gast­
arbeiter in den kapitalistischen Ländern und ihre Be­
freiung von jeder rassischen Diskriminierung.

Der Umfang der behandelten Probleme zeigt die Wider­
spiegelung wichtiger Fragen der Entwicklung in der Welt 
in der Arbeit der IVDJ unter dem Aspekt der Durchset­
zung des Völkerrechts.


